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1 Gegenstand der Planungsänderung 

1.1 Ausgangslage 

1,2 

Der Bebauungspian Nr. i6 der Gemeinde Stahnsdorf ,,VVohns1edlung 
am Schwarzen Pful1!" · wur<:le von der G!:!meindevertretung am

02.11.1 �195 als Satzung beschlossen und ist 8m 1 G.0·J.1996 in Kraft 
getreten. Dem Bebauungsplan liegt das Ergebnis eines städtebaulichen 
Gutacl1terverfal·1rens zugrunde. Die sich daraus ergebende städtel;auli­
che l<onzeption wurde, den VVünschen der Gerneinde und den landes­
planerischen Anforderungen folgend, äußerst eng und nur mit wenigen 
S1�ielräume11 versehen, in die rechtsverbindlicl1e Bebauungsplansat-
zung umgesetzt. 
Im Zuge der Vorhabenr2a!isierung ergeben sich nun für kleinere Teilbe­
reiche einzelne Anderungsbedürfnisse, um die B�bauungsplanung vor­
habenkonkret ;inzupassen und die Zulassung der nunmehr konkret vor­
liegenden Einzelbauvorhaben städti2,bau- und b�uordnungsrechtlicl1. zu 
gewnhrleisten. Änderungen werden insbesondere deshalb eriorderlich, 
weil die in der ursprünglichen Plankonzeption vorgesehenen 
Wegebreiten für eine ordnungsgemäße Erschließung einzelner 
Baugrundstücke nicht ausreichend sind. Es ergibt sicl1 das Erfordernis, 
bei Verbreiterung dieser Wege, die daran angrenzende Bebauung um 
das für die Verbreiterung erforderliche Maß zu verschieben .. A.tißerdem 
bietet sich in diesem Zusammenhang eine Optirnierung der inneren 
straßenverkehrlichen Erschließ.ung an. 
Da der Bebauungsplan - wie dargelegt • nur äußerst geringe 
Spielräume zuläßt, ist die Satzung entsprechend abzui:indern. U. a. zu 
diesem Zweck wurde bereits unter dem 28.08.1997 eine erste und 
unter dem 26.03.1998 eine zv...-eite Änderung des Bebauungsplanes 
durch die Gemeindevertetung beschlossen. 

Die nun lm Entv-1�rf vorliegende dritte Änderung des Bebauungsplanes 
umfaßt den· Teiloereich der ursprünglich bereits vorge$ehen gewesenen 
Reihenwohnhflusbebauung, südlich der sogenannten ÖPNV­
Freihaltefl�che, zwischen dem zentralen Grünzug im Westen und der 
Sputendorfer Straße im Osten. Der Änderungsbereich ist in der 
Planzeichnung gekennzeichnet worden. Hinsichtlich der 
vorgenommenen Änderungen im einzelnen enthält das Kapitel 2.2 
11 lnhalt der Bebauungsplanänderung" nähere Erläuterungen. 

Lage und Größe das Änderungsbereiches 

Der ÄnderungsbereiGh wird vvie folgt begrenzt: 

Im Norden durch die in der Planzeichnung festgesetzte ÖPNV-Frei­
ha ltefläche, 
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2.2 Inhalte der Bebauungsplanänderung

Der rechtsgültige Bebauungsplan in der Fassung des Satzungsbe� 
schl�sses vom. 02.11.1995 enthält für die straßenverkehrlicl1e Er­
schl:o ... ßung des rn Rede stehenden Anderungsbereichs eine zwischen
der oputen_dorfer Str�ße . und der ÖPNV-Freihaltetrasse geplante
1

Hau�te_rschl1eßung. O;_e erf?rderlicl1en Stellplätze für c/as künftige
�0l111vi�rtel v1urden . rm Ernzugsbereich dieser Straße planerisch
B.usgGw1esen. Zur weiteren Erschließung der Reihenhausgrundstocke 
sieht das ursp rüngliche Plankonzept 2,5 m breite vVohnwege vor. Diese 
We�ebreiten erw_iesen sicli in der späteren Ausführungsplanung er­
schließungstechn1sch uno erschließungsrechtlich als nicht ausreichencl. 
Es _sollen . n�n den Anforderungen gerecht werdende
Er�chl1eßu ngseinrrchtungen planerisch gesichert werden. Zu diesem 
Zweck werd.en die \A/0l1nwege auf 4,0 m Breite aufgeweitet werden (bei
geplante,· Einbahnstraße 3,0 m) und zu einem Ring g�$chlossen. Im 
Zuge der Optimierung der Verkehrsanlagenplanung erfolgen 
desweitersn geringfügige . Veiänderungen der Verkel1rsführlmg im 
Verlauf cler geplanten Haupterschließung. Lage und Linienführung der 
Erschließungen werden jedocl1 im Grundsatz unverändert beibehalten. 

Durch die im Rahmen der Planungsänderung vorzunehmende Verbrei­
terung der inneren Erschließungswege sind die deran angrenzend ge­
planten Baufelder im gleichen Ma�e parallel od�r in Längsrichtung z:u 
verschieben. Die Tiefe der Baufelder bleibt unberührt. Ebenso die Zahl 
der Baugrundstücke. Nicht verändert werden auch die Festsetzungen 
zu Art und Maß der baulichen Nutzung. 
Hinsichtlich der Stellung der baulichen Anlagen erfolgt ebenfa!ls keine 
Änderung. Bedarfsodentiert wird jedoch bei den geplanten Reihenhäu­
sern, sowie bei den vler vorgesehenen sogenannten Stadtvillen entlang 
der Sputendorfer Straße, auf die Festsetzung der Zeltdächer als bin­
dende Dachform künftig verzichtet. 

Die geänderte straßenverkehrliche Erschließung zie�1t auch eine An­
passung der An6rd.nung gepl�nter Stellplätze nach sich. Das bisherig 
vorgesehene Ste!!platzangebot bleibt jedoch eihalten. Der geänderte 
Planentwurf enthält eln den örtlichen Erfordernissen entsprechendes 
Angebot an privaten Stellplätzen und Garagen sowie öffentlichen
Parkplätzen. · 

. . 
Im südlichen Bereich entfalien darüber hinaus d:e do1t vorgesehen
gewesenen Zufahrtsrampen für Dachstellplätze. 

Belange der Grünordnung werden durch die Planungsänder\lli9 nicht
berührt. Die in der ursprünglichen Planung vorgesehenen Grunflächen 
bleiben unverändert erh�lten. Die Anzahl der anzupflanzenden Bäurne 
im Änderungsbereich verändert sich ebenfalls nicht. Deren geplante 
Standorte wurden lediglich der veränderten Bedingungen angepaßt. 
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Ort: 
Datum: 
Bearbeiter: 
Telefon: 
Az.: 

Potsdam 
11.12.1998 
FrauHaas· 
0331/888 17-21 
41-17

Gemeinde Stahnsdorf, Bebauungsplan Nr. 16 "Schwarzer Pfuhl", 3. Änderung 
hier: Ihr Antrag auf Genehmigung gemäß § 10 Abs. 2 i. V. m. § 8 Abs. 4 Bau GB, 

Du Schreiben vom 21 .. 10.1998 

GENEHMIGUNG 

Gemäß § 10 Abs. 2 i V. m. § 8 Abs, 4 BauGB 1 genehmige ich hiermit den von der Gemeindever­
tretung der Gemeinde Stahnsdorf am 02.07.1998 beschlossenen Bebauungsplan Nr. 16 "Schwar- · 
zer Pfuhl", 3. Änderung. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niedersehlift Widerspruch beim Landesamt für Bauen, Bautechnik und Wohnen des Landes 
Brandenburg, Gulbener Straße 24, 03046 Cottbus (Postanschtift: Postfach 100744, 03007 
Cottbus), eingelegt werden. Falls diese Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevoll­
mächtigten versäumt werden sollte, würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 

Die Nachweise zur ortsüblichen Bekanntmachung der Genehmigung bitte ich, niir kenntnishalber 
zu übersenden. 

Hinweis: Ich gehe. davon aus, daß die 2. Änderung des Bebauungsplanes mit Beschluß vom 
26.03.1998 keiner Genehmigung bedurfte und rechtswirksam ist. 

Im Auftrag 

(Neumann) 

BauGB i.d.F.d Bekanntmaclmng vom 27.08.1997 (BGB!. I S. 2141, berichtigt 1998, I S. 137) 

Sendungen bitte nur an die Postfachadresse richten !
. Sitz: Gulbener Straße 24, 03046 Cottbus, Tel.: 0355/7828-0, Fax: 0355/7828-191 

Arbeitsstelle: Verkehrshof2•4, 14478 Potsdam, Tel.: 0331/88817-0, Fax: 0331/8881711 
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7.Jahrgang 6 . Januar 1999 Nr.1 

Inlialt 

• Beschluß-Nr. A 1/07/98
zur Wahl des Amtsausschill3-Vorsitzendes S. I

Gemeinde Güterfelde 
• Kita-Satzung Güterfelde ·. S. I-II
• Beschluß-Nr.2-98111{):
Aufwandsentschädigungssatzung S.III
•Beschluß-Nr.2/981112:
Satzung der Gemeinde über den
Vorhaben- und Erschüe_ßungsplan Nr. l I „Wohnbebauung
am Ruhlsdorfer Weg" S.}.ll 
• Beschluß-Nr. 2-98/J 11
zur Satzung der Gemeinde Güterfelde ��er die Kostenbeteilig�g
der Erzienungsberechtigten an der Betreuung ihres Kindes in · 
einer kommunalen Kindertagesstätte · S.ll1
• Aufwandsentschädigungssatzung S.JII

Gemeinde Stahnsdorf 
• Beschluß-li,fo. 1-9:8/112: Satzung äer Gemeinde Stahnsdotf ilber das ,
Veränderungsverbot gemäß § 9 BbgNatSch<;i für das Gebiet zwischen
Potsdamer Allee und Wannseestraße in Stahnsdoif (F.lur 4, Flurstük-
ke)4 I 6/I �nd 14 I 6/2) � < ,· S.IU
• Anderung des Geltungsbereiches des Vorhaben- und
Erschließungsplanes Nr. I 5 .;Am Schwalbensteg'' ·• S.JV
• Beschluß über den J. Entwurf des Vorhaben- und
Erschließungsplanes Nr. 15 "Am Schwalbensteg" S. 1.V
• Aufstellung eines Bebauupgsplanes Nr. 26 ,;porfplatz
Stahnsdorf' einschließlich grünordnerischer Festse�ungen -s„ V
• Beschluß-Nr. 1-98/186 zur Satzungsänderung über ein
Ve[iind.erungsv�rbot bei der Flur 4. · · · • S. VI
• Sa�ung über ein Verändefll!lgsverb9t bei der Flur 4 S. VI

. GemeindeSputendorf 
• Beschluß-Nr. 4-98/026
zur Vertretung in der Verbandsversammlung des Wa)>ser-und Abwas-
serzweckverbandes "Der Teltow . • 

S. V 
• Beschluß-Nr. 4-98/28 zur 2. Änderung·des
Bebauungsplanes Nr. 2 . . • S. V 
• Beschluß-Nr. 4-98/29 zur Bildung von Ausschüssen
der Gemeinde S . .V 

• Berichtigungen

Amt Stahnsdorf 

Beschluß-Nr. A 1/07/98 

S. VI-Vill

S.IV-Y

Gemäß § 8 (I) Amtsü wählt der Amtsausschuß zum Vorsitzen­
den: Herrn Dietrich Huckshold; als Stellvertreterin: Frau Karin 
Steingräber. . 

.-

Hors·t · Muhsold 
Der Bürgenneister als _ _Amtsdirektor 

Stahnsdorfer Ortsanzeiger 1/99 

SATZUNGderGemeinde GÜTERFELDEüber 
· die Kostenbeteiligung der Erziehungsb�rechtigten an

der Betreuung ihres Kindes in einer kommunalen Kin­
dertagesstätte gemäß § 17 Kita-Gesetz (Kita-Satzung)

Die Gemeindevertretung hat auf ihrer Sitzu;1g am 26. 11. 1998
mit Beschluß N,: 2-98/111' auf der Grundlage des§ 90 des Ach­
ten Buches - Sozialgesetzbuch (Kinder- und Jugendhilfe) vom.

__ 26. 06: 1990 (BGB/. 1 S. 1163), zuletzt geänder( durch das 
Zweite Gesetz zur .A'nderung ·des Sozialgesetzbuches vom 13. 

_ 06. 1994 (BGBl:-FS. 1229), der§§ 5 und-J5 der Kommunalver­
. fassung des Landes Brandenbui·g vom 15. 10. 1993 (GVBl. 1 S. 

398), zuletzt geändert am 30. 06. 1994 (GVB!. 1 S. 230) und 17 
des Kindertagesstättengesetzes vom 10. 06. 1992 (GVBl. 1 S. 
178), .zuletzt geänderfdurch Gesetz vom 17. 12. 1996 (GVBl. 1 
S: 358), im Einvernehmen mit_ dem Jugendhilfeausschuß des 
Landkreises Potsdam-Mittelmarlf (Beschluß vom 08. 12. 1998) 
nachfolgende Satzung beschlossen: 

§ 1.
. '· ., Gültigkeit 

(1). Diese Satzung gilt in der kommunal eil Kindertagesstätte der 
Gemeinde. 

§ 2
. Grundsätze 

( 1) Für die Inanspruchnahme eines Platzes in einer Kindertages­
stätte (Kita) ist von den Erziehungsberechtigten im Sinne § 7
Abs. I SGB VIII gemäß § l 7 Kita�Gesetz ein monatlicher Beitrag
zu entrichten.

(2) Die Beiträge sind sozialverträglich zu gestalten und nach
dem Einkommen der Erziehungsbered1tigten, dem Alter, der Zahl

· der unterhaltsberechtigten Kinder der Familie und der täglichen
regelmäßigen Anwesenheit des Kindes in der Kita gestaffelt,

• • 1, 

(3) Für die Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen kann
der Beitrag nach § 90 Abs. 3 SGB VIII vom Träger der öffentli­
chen Jugendhilfe übernommen werden. Hierzu ist von den Er­
ziehungsberechtigten ein Antrag an das.Jugendamt Potsdam-
Mittelmark zu stellen. 
( 4) Füi: ,die Satzung geiten folgende Definitionen:
Kindergartenkinder . · 
sind Kinder mit Beginn des vierten Lebensjahres bis zum Schu­
leintritt 
Krippenkinder . . . 

· 
.· 

sind Kinder bis ·zum vollendetem dritten Lebensjahr, unabhän­
gig davon, ob sie bereits im Kindergarten oder in einer al tersge­
mischten Gruppe betreut werden 

§ 3
Beitragspflicht 

( I) Die Beitragspflicht entsteht zu dem im Be!reuungsvertrag
· festgelegten Zeitpunkt.

(2) Beitragspflichtig sind die Erziehungsberechtigten nach § 17
Abs. 1 Kita-Gesetz.

(3) Erfolgt die Aufnahme eines Kindes in die Kindertagesstätte
nach dem 1:. Werktag des Aufnahmemonats ist der Beitrag für
diesen ersten Monat in Höhe eines Zwanzigstels eines Monats­
beitrages für jeden Tag der Anwesenheit in der Kindertages­
stätte zu zahlen.

Seite I 



Amtsblatt 

schluß des Erörterungstennins beendet. Der 
Erörterungsterinin· i st n icht öffentl ich. 

3 . Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen,
Erhebung von Einwendungen, Vertreter­
bestel lung oder Teiln�hme am Erörterungs­
termin.entstehende Kosten werden.nicht er-

.. stattet. 
-.

4. Entschädigungsansprüche, soweit über sie
nicht in der Planfeststellung dem Grunde
nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem
Erörterungstermin, smidern in e inem ge­
sonderten Entschädigungsverfahren behan­
delt.

5 . Über die Einwendungen wird pachAbschluß
des Anhörungsverfahrens durch die Plan- .
feststel lungsbehörde (Ministerium für Stadt-

entwick lung, Wohnen und Verkehr) ent­
schieden. Die Zustel lung der Entscheidung 
(Planfeststel lungsbeschluß) an d ie Einwen­
der kann durch öffentl iche Bekanntmachung 
ersetzt werden ,  wenn mehr a l s  50 Zu -
stel l ungen vorzunehmen sind.. 

, 6, Die Nummern 1 . , 2 . ,  3. und 5 .  gelten für d ie 
Anhörung der Öffentl ichkeit zu den Um­
weltauswirkungen des Bauvorhabens nach § 
3 8  Abs. 3 BbgStrG entsprechend. 

7 . Vom Begii1ri der Auslegung des Planes treten
die Anbaubeschränkungen nach § 24 Abs. 5
BbgStrG und die VeränderungsspeITe nach. §
40 Abs. 1 BbgStrG in Kraft.

Für das Amt Stahnsdo1f 
. Muhsold 

Der Bürgem1eister als Amtsdirektor 

Amtliche Bekanntmachung 
. - ,� 

Gen_ehmigung der 2. Vereinfachten ' Änderung  des Bebauungsplanes 
Nr. 2 der Gemeinde Sputendorf für das Gebiet n_ördlich der Wilhe lm-Pieck-Straße 

Die Satzung _über die 2 .  Änderung des Bebau- ' Inhalt des Bebauungsplanes wird aufVerlangen 
ungsplanes Nr. 2 für 'das Gebiet nördl ich der Auskunft ertei lt. 
Wilhehn-Pieck-Sträße (Flur 2; Flurstück 8/3, _ Eine Verletzung der in § 2 1 4Abs. l S . I Nr. l und 
Flur 3, Flurstücke 5 1 /6) wurde am 1 8 . 1 1 . 1 998  2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und  Fonn-
von der Gemeindevertretung Sputendorf be- vorschriften sowie Mängel der Abwägung.sind 
schlossen. : unbeachtlich, wenn die Verletzung der Verfah-
Eine Genehmigung oder Anzeige dieser 2. Än- rens- und Fonnvorschriften nicht innerhalb ei-
derung nach § 1 3  Bal,IGB ).st nicht erforderl ich, nes Jahres, die Mängelßer Abwägung nicht in- . 
da alle Beteiligten mit der Anderung einverstan.� . - • nerhalb von sieben Jahren seit dieser Bekannt­
den waren. · . . ' machung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Mit dieser Bekanntmachung. tritt der Bebau- ' . geltend gemacht worden sind. Dabei ist der Sach­
ungsplan· in der Fassung der ' 2. Änderung in !_ • verh;ilt, der' die Verletzung oder den Mangel 
Kraft. Der genehmigte Bebauungsplan und sei- begründen so l l ,  darzu legen ( § 2 1 5  Abs. I 
ne Begründung werden in der Bauvei;waltung BauGB). . · r 
des Amtes Stahnsdorf, Schulzenstraße 4-6 ,  Für das Amt Siahnsdo1f . 
1 4532 Stahnsdorf, während der Dienststunden Horst Muhsold  · 
zu jede'1T11anns Einsicht bereitgehalten, über den Der Bürge1T11eister als Amtsdirektor 

· Amtliche Bekan�tmachung
Genehmigung der 3. Vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr.  1 6  

der Gemeinde Stahnsdorf für das Gebie! ;,Woh.!1siedlung a m  Schwarzen Pfuhl" 
Die  von der Geriieindevertretung Stahnsdorf 
in der S itzung am 02.07.  I 998 als Satzung 
beschlossene 3. Änderung des B·ebauungspl a­
nes Nr. 1 6  „Wohns iedlung am Schwarzen 
Pfuhl", bestehend aus der Planzei chnung in 
der Fassung der 3. Änderung und der Begrün- · 

' dung, wurde mit Bescheid des Landesamtes 
für Ba'uen, Bautechnik und Wohnen des Lan­
des Brandenburg vom I l ,  1 2 . 1 998  genehmigt. 
Die Erteilung der Genehmigu ng  wird 
h iermit bekanntgemacht. 
Mit dieser Bekanntmachimg tritt der Bebau­
ungsplan in der Fassung der 3. Änderung• in 
Kraft. Der g·enehmigteBebauungsplan und 
seine Begründung werden in der Amtsver­
waltung Stahnsdorf, _ Abt. Bauwesen, Potsda­
mer Straße  I ,  1 4532 Güterfelde, während der 
Dien'ststunden zu jedetman'ns Eins icht be-
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re itgehaJten; über den Inhalt des Bebauungs­
p lanes wird auf Verlangen Auskunft ertei l t .  
Eine Verletzung der in § 2 1 4  Abs. l S .  l Nr. ! 
und 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Fonnvorschriften sowie Mängel .der Abwä­
gung sind unbeacht l ich, wenn die Verl etzung 
der Verfahrens- und Formvorschriften n icht 
innerhalb eines Jahres, d ie Mängel der Abwä­
gung .n icht innerhalb von sieben Jahren seit 
d i eser Bekanntmachung schriftl ich gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht worden sind. 
Dabei ist der Sachverhalt, der die.Verl etzung 
oder den Mangel begründen soll, darzulegen 
(§ 2 1 5  Abs. 1 BauGB),

Amt StalJnsdorf 
Muhsold 
Der Bürgermeister a ls Amtsdirektor . 

Der Bürgermeister a1s Amtsd irektor im Auftrage des Amtsausschusses 
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Seite VIII 

Januar 1 999 

�ekanntmachung 
über die Erörterung der  E inwendungen 
und Stellungnahmen im Rahmen des Plan-
feststellungsverfahrens fü r den Neubau _ 

· der Schleuse Klein machnow
1

Die gemäß § 73 Abs. 6 des Verwaltungs- ·
verfahrensgesetzes (VwVfG) vom 25 .  Mai
1 976 (BGBL I S .  1 253)  durchzuführende Er­
örterung der Stel lungnahmen/Einwendun­
gen, die rechtzeitig zu o .g. Vorhaben einge­
gangen s ind,  findet an folgenden Termi ­
nen j ewei l s  im Theater des  Wohnst iftes
Augustinum, Erlenweg 72, 14532  Klein­
machnow statt (B' eginn täg l i ch um 9 .00

. Uhr):

a) Die  Erörterung der Themenkomplexe
P lanrechtfertigung, Alternativen und Aus­
führungsvarianten am Montag,  den  I 5 .
02. 1 999.

b) Die Erörterung mit den Behörden, son- ,
stigen Trägern öffentl icher Be l ange uno „ J
anerkannten Naturschutzverbänden (außer
zu den unter a) genannten Themen) am
Dienstag, den 1 6 .02 . 1 999 . .
c) Die Erörterung mit privaten Betroffenen
und Einwendungsführern (außer zu den 
unter a) genannten Themen am Mittwoch, 
den 1 7 .02 . 1 999 . . 
d) Soweit d ie Eröi·terung an einem oder
mehreren der o.g, . Tag� nicht abgeschlos­
sen werden konnte, wird sie am Donners­
tag, de11 I 8 .02 .  1 999 fortgesetzt.

II ' 
1 .  Die. Erörterung ist n icht öffentl ich (§ 73 
Abs, 6 letzter Absatz in Ve1:bindung mit § 
6 8 Abs. 1 Satz 1 V,vVfG).  Es findet eine Ein­
laßkontro l le  statt. Der Ein laß erfolgt j eweils  
eine halbe Stunde vor Veranstal tungsbe-
ginn.  
2. Behörden und anerkannte Naturschutz­
verbände werden zu der Erörterung geson- __
dert schriftl ich geladen. Sonstige individu,, )
e i l e  Benachrichtungen erfolgen nicht. . · - - ·· 
3. Die Vertretung durch einen Bevollmäch­
t igten isr mögl ich. Dieser hat seine Bevoll�
mächtigung durch eine schrift l iche VoJ I ­
macht nachzuweisen und diese zu den Ak­
ten der Planfestste l lungsbehörde zu geben.
4. Bei Ausbleiben eines· Bete i l igten kann
ohne ihn verhandelt und entschieden wer­
den .
5 . Sol lten an den unter I genannten Tetmi­
nen nicht a l l e  rechtzei t ig  eingegangenen
Einwendungen, Ste l lungnahmen und son- · 
s t igen Be i träge ausre i chend  behande l t  
werden können, wird d i e  Erörterung zu  ei­
nem späteren Ze i tpunkt fortgesetzt ,  der 
gesondert bekannt gemacht wird. 
6 ,  Durch d ie Tei lnahme an dem Erörterungs­
termin entstehende Kosten können nicht 
erstattet werden. 

Im · Auftrag 

S chäd l i ch 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion Ost 

S tahnsdorfer O rtsa nzeiger 1 /99 
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